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ORTSÜBLICHE BEKANNTMACHUNG IM BEREICH DER STADT MARSBERG 
RHEIN-MAIN-LINK 

Uebe BOrgerinnen und BOrger, 

Amprion hat als zustandiger Übertragungsnetzbetreiber den gesetz­
lichen Auftrag, das Übertragungsnetz im Zuge der Energiewende um­
und auszubauen. 

Der Rhein-Main-Unk ist eins dieser zentralen Netzausbauprojekte, um 
Deutschland bis 2045 klimaneutral mit Strom zu versorgen. Er besteht 
aus den folgenden vier Vorhaben, die von der Bundesnetzagentur im 
aktuellen Netzentwicklungsplan 2023-2037/2045 bestatlgt wurden. 
Durch die Aufnahme in das Bundesbedarfsplangesetz (BBPIG) sind die 
energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf des 
Rhein-Main-Unks gesetzlich festgelegt. 
• Vorhaben Nr. 82 BBPlG (DC34) 

Ovelgönne/Rastede/WiefelstedeJWesterstede - BOrstadt 
• Vorhaben Nr. 82a BBPIG (0C35) 

Ovelgönne/RastedeN\IiefelstedeJWesterstede- Hofheim am Taunus 
• Vorhaben Nr. 82b BBPlG (NOR-x-4) 

Bestandteil Ovelgönne/Rastede/Wiefelstede/Westerstede - Kriftel 
• Vorhaben Nr. 82c BBPlG (NOR-x-8) 

Bestandteil Ovelgönne/Rastede/WiefelstedeJWesterstede -
BOrstadt/Biblis/Groß-Rohrheim/Gernsheim/Biebeshelm am Rhein 

Da zwischen allen Vorhaben eine raumliehe Nahe besteht, plant 
Amprion sie gebOndelt als Rhein-Main-Unk umzusetzen. Dieser wird zu­
konftlg bis zu acht Gigawatt regenerativ produzierten Strom von Nieder­
sachsen nach Hessen transportieren. Maßgeblich fQr den Verlauf des 
Rhein-Main-Unks ist ein sogenannter Praferenzraum, der von der Bun­

desnetzagentur erstmalig fOr Erdkabei-Gielchstromvorhaben ermittelt 
wurde. 

Mit dieser ortsObllchen Bekanntmachung werden den von den Unter­
suchungen betroffenen Eigentomer*innen und Nutzungsberechtigten 
die Vorarbeiten nach § 44 Absatz 2 EnWG bekanntgemacht Eine In­
anspruchnahme der AurstOcke erfolgt nur im Rahmen der im Folgen­
den beschriebenen Vorarbeiten und auf Grundlage des § 44 EnWG. 
Gernaß Absatz 1 mOssen ElgentOrner*innen und sonstige Nutzungsbe­
rechtigte diese Arbeiten dulden, da sie zur Vorbereitung der Planung 
dienen und hiermit ordnungsgernaß angekOndlgt werden. 

Mit den Arbeiten haben wir die Planungsgemeinschaften Arbeitsgemein­
schaft Arcadis IILF - R-M-L, clo Arcadls Germany GmbH, Europaplatz 3, 
64293 Darmstadt sowie Ingenieurgemeinschaft Teamplan FBGM, 
Pforzheimer Str. 128b, 76275 Ettllngen beauftragt. 

Bel allen Vorarbeiten setzen wir höchste Standards fQr den Schutz von 
Mensch und Umwelt ein. Die Belange von Umwelt, Natur und Land­
schaft nehmen wir dabei sehr emst und halten uns streng an die ge­
setzlichen Vorgaben. Wir versuchen zudem, die temporare Störung der 
Wohn- und Erholungsfunktionen wahrend der Erkundungsphase durch 
vorausschauende Planung, Absprachen mit Behörden und Betroffenen 
sowie den Einsatz schonender Technologlen so gering wie möglich zu 
halten. 
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Wir bedanken uns vorab bei allen betroffenen Eigentomer"'innen und 
sonstigen Nutzungsberechtigten fOr ihr Verstandnis. 

KONTAKT 

FOr ROckfragen zur Bekanntmachung stehen wir Ihnen gem Ober un­
sere Telefonhotline unter der Rufnummer: 06251 8263288 im Zeitraum 
von 

Montag bis Freitag: 09.00-18.00 Uhr 
zur VerfOgung. 

Sie können uns auch gerne eine ROckrufbitte zukommen lassen, wir 
kontaktieren Sie dann kurzfristig. Hinterlassen Sie uns dazu bitte Ihre 
Telefonnummer und den Terminwunsch fOr einen ROckruf. 

1. KARTIERUNGEN, VERMESSUNGS­

ARBEITEN, ORTSBESICHTI­

GUNGEN UND DOKUMENTATION 

1.1. KARTIERUNGSARBEITEN 
Far die Erstellung der umweltfachlichen Unterlagen im bevorstehenden 
Planfeststellungsverfahren sind BestandseTfassungen der Tier- und 
Pflanzenarten erforderlich. Die Kartierungen dienen dazu, Aufschluss 
Ober relevante Artvorkommen zu erhalten. Da sich die Kartierungsar­
beiten am jahreszeitlichen Verlauf der Flora und Fauna orientieren und 
darober hinaus der Witterung unterliegen, sind die aufgefOhrten Arbeiten 

in der Abfolge variabel. 

Folgende Kartierungsarbeiten, die jedoch nicht auf allen Grundstocken 
erfolgen mOssen, werden von der Amprion GmbH beziehungsweise ihren 
Beauftragten durchgefOhrt: 

1.1.1. Blotoptypen- und Gewässerkartlerung: Die Biotoptypenkar­
tierung wird durch Begehungen und flachendeckende Inaugenschein­
nahme eines 2000-rn-Trassenkorridors festgestellt 

1.1.2. Brut-und Rastvogelkartlerung: Es werden mehrere Tag- und 
gegebenenfalls auch Nachtbegehungen im raumliehen Zusammen­
hang mit Natura 2000-Gebieten durchgefOhrt. 

1.1.3. Horst- und Höhlenbaumkartierung: Die Sichtkontrolle und 
BesatzOberprOfung der Horste an einzelnen Baumen erfolgt durch 
Begehungen in der laubfreien Zeit in den Wintermonaten und gege­
benenfalls erganzend im Sommer im raumliehen Zusammenhang mit 
Natura 2000-Gebieten. 

1.1.4. Fledermauskartierungen: Im raumliehen Zusammenhang mit 
Natura 2000-Gebieten werden durch Nachtbegehungen in den Som­
mermonaten Fiedermause erfasst. Hierbei können an einzelnen 
Abenden an geeigneten Standorten fortwahrend kontrollierte Netze 



zum Fang der Tiere zwecks Bestimmung zum Einsatz kommen. Weiter­
hin kann es an einzelnen Standorten zur Ausbringung von Horchboxen 
kommen, die automatisch Ultraschalllaute zur Bestimmung der Reder­
mausarten aufzeichnen. 

1.1.5. Kartlerungen von Amphibien, Biber, Brandmaus, Feldmaus, 
Fischotter, Haselmaus, Käfern, Ubellen, Reptilien, Schmetterlingen 

und Wildkatze: TagsOber und teilweise nachts werden Im räumlichen 
Zusammenhang mit Natura 2QOO-Gebieten die verschiedenen Arten 
erfasst. Ergänzend zu den notwendigen Begehungen werden hier bei 
Bedarf zum Nachweis der Haselmaus Neströhren (kleine Plastikröh­
ren) an BUSchen oder Bäumen befestigt und zum Nachweis von Am­
phibien und Reptilien kOnstliche Verstecke (ca. 1 m2 große StOCke von 
Brettern, Blechen oder Dachpappe) auf dem Boden ausgebracht. Zum 
Nachwels von Molchen werden punktuell (räumlich und zeitlich) in Ge­
wassern zur Erfassung Eimer- und Flaschenreusen eingesetzt. 

1.1.6. Kartieruno von Fischen, Flusskrebsen, Muscheln und Rund­
mäulern: Begehung beziehungsweise Bootsbefahruns von relevanten 
Gewässern sowohl tagsOber als auch nachts Im räumlichen Zusam­
menhang mit Natura 2000-Gebieten. Ergänzend zu den Begehungen 
können in einzelnen Nächten Reusen zur Kartlerung bestimmter Arten 
aufgestellt werden. Die Tiere werden direkt nach der Erfassung zur Art­
bestimmung wieder freigelassen. 

1.2. VERMESSUNGSARBEITEN 

Zur Erfassung der Topographie im Präferenzraum sind Vermessungen 
notwendig, meist fußläufig mit tragbaren Geräten. Unter bestimmten 
Bedingungen können Drohnen eingesetzt werden. Die Arbeiten dauern 
in der Regel wenige Tage, abhängig von der Witterung. 

1.3. ORTSBESICHTIGUNGEN UND DOKUMENTATION 
Ziel ist die Ermittlung von Umweltdaten, Kreuzungspunkten und geo­
grafischen sowie geologischen Gegebenheiten. Kleingruppen von zwei 

Personen fUhren die Besichtigungen meist mit Pkw durch, öffentliche 
Wege werden genutzt; private und Wirtschaftswege nur bei Bedarf. Es 
werden lediglich Fotos und Notizen angefertigt, keine speziellen Geräte. 

Die Vorarbeiten erstrecken sich Ober einen Gesamtzeitraum von 

FEBRUAR 2025 BIS MÄRZ 2026 

Die Grundstocke und landwirtschaftlichen Wege werden nur tageweise 
und kurzzeitig betreten beziehungsweise letztere befahren. ln der Re­
gel sind die Mitarbeiter*innen zu Fuß unterwegs. Die Arbeiten vor Ort 
dauern wenige Minuten bis mehrere Stunden. Um die Flächen mit dem 
Fahrzeug zu erreichen, werden öffentliche, private und landwirtschaft­
liche Wege genutzt. Gegebenenfalls werden Fiurstocke, je nach Witte­

rung und Aufwand, mehrmals an verschiedenen Tagen Innerhalb des 

angegebenen Zeitraums betreten. 

Im Zuge der Arbeiten werden keine Schäden verursacht. Sollte es trotz 
aller Vorsicht zu Aurschäden kommen, können diese bel dem oben ge­
nannten Kontakt angezeigt werden. Wir werden diese sodann entspre­
chend den gesetzlichen Vorgaben in § 44 Absatz 3 EnWG entschädigen. 
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DIE FOLGENDEN FlURE SIND VON DEN UNTER 1. 
GENANNTEN MASSNAHMEN BETROFFEN 

Wir weisen darauf hin, dass nicht alle Flurstocke in den unten ge­
nannten Fluren zwangsläufig fOr die Vorarbeiten in Anspruch genom­
men werden. Der genaue Bedarf ergibt sich vor Ort. Eine Liste der in 
Anspruch zu nehmenden Flurstocke finden Sie auf unserer Projekt­
webslte: 

rhein-main-llnk.amprlon.net/Mediathekl 
BekanntmachungenA/ermessungs-und­
Kartlerungsarbelten-25-26/ 

LISTE DER FlURE IM BEREICH DER STADT 

MARSBERG 

GEMARKUNG CANSTEIN -----------­

Fiur 2, 4, 5 

2. BAUGRUNDUNTERSUCHUNGEN 

2.1. GEOTECHNISCHE VORARBEITEN 

2.1.1.Auspflockung: Alle Untersuchungspunkte, das heißt Ansatz­
punkte der Bohrungen und Sondierungen, werden Im Vorfeld der Ar­
beiten eingemessen und mittels farblieh gekennzeichneter Holzpflöcke 
markiert (..ausgepflocktj. Diese werden im Anschluss an die Untersu­
chungen wieder vollständig entfernt. 

2.1.2. Kleinbohrung: Ziel der Kleinbohrungen ist es, mittels Boden­
proben Informationen Ober die Bodenbeschaffenheit zu sammeln. Be­
stimmt werden soll unter anderem die Schichtdicke, die Schlchtzusam­
menselzung, die Lagerungsdichte und der Eindrlngwlderstand. Unter 
Kleinbohrungen werden daher mehrere Aufschlussverfahren wie zum 
Beispiel Rammsondierungen oder Rammkernsondierungen zusam­
mengefasst. Wir fOhren sie in der Regel mit kleinen Bohrraupen, im 
Ausnahmefall auch mit handgefOhrten Schlaggeraten (POrckhauer) 
durch. Die entnommene Bodenprobe hat einen Durchmesser von bis 
zu neun Zentimetern und Ist fOnf bis sieben Meter tief. Die Geräte und 
die Aufstellflächen (circa drei mal drei Meter) wählen wir so, dass wir 
Einwirkungen auf den Boden und mögliche Flurschaden so gering wie 
möglich halten. Kleinbohrungen dauern in der Regel nur wenige Stun­
den, sodass wir Ihre Flächen nur einen Tag lang in Anspruch nehmen 
mOSsen. Sollten wir Ihre Flächen beispielsweise witterungsbedingt 
länger oder erneut beanspruchen mossen, werden wir Sie vorab 
recht-zeitig informieren. Nach Abschluss der Bohrung werden wir das 
Bohrloch fachgerecht verschließen. 

2.1.3. Zuwegung zu Kleinbohrungen: Die Zuwegungen zu den Bohr­
punkten planen wir so, dass wir Oberwiegend öffentliche Straßen be­
fahren und nur auf möglichst kurzen Strecken land- und forstwirtschaft­
liehe, oder gegebenenfalls auch private Wege nutzen. Einige Punkte 
werden wir nicht direkt Ober feste Wege anfahren können, sodass wir 
in diesen Fällen auch Acker- und Granflächen nutzen mossen. 

2.1.4. Kernbohrungen: Um den Baugrund in einer größeren Tiefe zu 
untersuchen, beispielsweise um die Bauweise fOr die Querung von Infra­
strukturen festzulegen, wenden wir Kernbohrungen an. Bei Kernboh­
rungen mossen die Flächen im Vorfeld auf Kampfmittelverdacht unter­
sucht werden. Die Kampfinitialerkundung bel einer Kernbohrung fUhren 



wir ln der Regel mit einer an einem Minibagger befestigten Bohrschnecke 
aus. Wenn sichergestellt ist, dass keine Kampfmittel vorhanden sind, 
beginnen wir unter Freigabe der zuständigen Behörden mit der eigent­
lichen Kembohrung. Wir bohren dabei mit einem Durchmesser von 
circa 14 Zentimetern. Wir erreichen in der Regel Tiefen von etwa 20 
Metern; in Bnzelfallen können auch Tiefen von etwa 40 Metern erfor­
derlich werden. FOr die Kernbohrungen wird die Fläche mit einem auf 

Ketten gefahrten Bohrgerät oder Lkw befahren. Wenn wir die Bohrung 
abgeschlossen haben, vertollen wir das Bohrloch mit einem geeigneten 
Material, sodass Sackungen an der Ober1läche oder Veränderungen 
der hydrogeologischen Eigenschaften ausgeschlossen werden kön­

nen. Kernbohrungen dauern auf Grund ihrer Tiefe drei bis vier Tage, 

danach stehen Ihnen die Flächen wieder frei zur VerfQgung. Sollten wir 
Ihre Flächen beispielsweise witterungsbedingt länger oder erneut be­
anspruchen mossen, werden wir Sie vorab rechtzeitig Informieren. 

2.1.5. Zuwegung zu Kembohrungen: Wie bei der Kleinbohrung nut­
zen wir soweit möglich vorhandene Wege, um zu der erforderlichen Ar­
beltsfläche zu gelangen, die wir dann mit den beschriebenen Geräten 
in Anspruch nehmen. FOr die Kernbohrungen benötigen wir eine Ar­
beltsfläche von etwa zehn mal zehn Metern. An den Kernbohrpunkten 
werden wir zum Tell ergänzende Ramm- oder Drucksondierungen 

(siehe unten) vornehmen, die jedoch keine zusatzliehe Arbeitsfläche 
benötigen. 

2.1.6. Grundwassermessstellen: Um die Hydrogeologie der Flächen 
zu untersuchen und zu prOfen, ob später während der Baumaßnahme 

Grundwasserhaltungsmaßnahmen erforderlich sind, werden wir einzelne 

Kernbohrungen zu Grundwassermessstellen ausbauen. Kleinbohrun­
gen werden wir im Einzelfall zu Rammflltermessstellen ausbauen. 
Hierzu bringen wir in die Bohrlöcher Filterrohre und Filterkies ein. Den 
Kopf der Messstelle legen wir in der Regel Ober Flur an und machen 
diesen durch eine entsprechende Markierung in der Umgebung er­

kenntlich. Egal ob Grundwasser- oder Rammfiltermessstelle - die Lage 

werden wir so wählen, dass eine Bewirtschaftung der jeweiligen Fläche 
weiterhin ohne oder nur mit geringer Einschränkung mögfich Ist. Die 
Daten der Grundwassermessstellen werden wir in regelmäßigen Ab­
ständen auslesen. Daher m!.lssen sie während der gesamten BaumaB­
nahme fußläufig zugänglich bleiben. 

2.1.7. Drucksondierung (CPT): Um eine Drucksondierung (CPT) vor­
zunehmen, dracken wir eine kegelförmige Spitze mit einer definierten 
Geschwindigkeit in den Boden. Die Spitze hat dabei eine Fläche von 
etwa 15 Quadratzentimetern. Auch bei der CPT haben wir das Ziel, 
ROckschlOsse auf die Baugrundverhältnisse zu ziehen. Eine Sonde 

misst dafOr den Spitzendruck und die Mantelreibung, die bei der Druck­
sondierung entstehen. Wir sondieren in einer Tiefe von 20 bis maximal 
40 Metern. Um den nötigen Einpressdruck erzeugen zu können, sind 
die CPT -Geräte auf einem Lkw oder auf einem Raupenfahrzeug mon­
tiert. Die CPT nimmt höchstens so viel Fläche in Anspruch wie eine 
Kembohrung. Drucksondierungen dauern in der Regel nur wenige 
Stunden, sodass wir Ihre Flächen nur einen Tag lang in Anspruch neh­
men mossen. Sollte eine längere oder erneute Beanspruchung, zum 
Belspiel witterungsbedingt, notwendig sein, Informieren wir Sie recht­
zeitig vorab. Wenn wir die Sondierung abgeschlossen haben, werden 
wir das entstandene Loch wieder fachgerecht verschließen. 

2.1.8. SchOrfe: ln Einzelfällen werden wir zur bodenkundliehen Kartle­
rung mit einem Minibagger SchUrfe mit einer Tiefe von circa 1,5 bis 
2 Metern anlegen. Nachdem die einzelnen Bodenschichten erfasst 
sind, werden wir die SchOrfe wieder fachgerecht entsprechend der ur­
spranglichen Horizontlerung verfallen. Diese Maßnahme dauert in der 
Regel einen Tag. Sollte eine längere oder erneute Beanspruchung, 
zum Beispiel wltterungsbedingt, notwendig sein, informieren wir Sie 
rechtzeitig vorab. 
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2.1.9. Kampfmittelerkundung: Vor DurchfOhrung der zuvor genannten 
Maßnahmen erkunden wir den Untersuchungspunkt auf Kampfmlttel. So 

stellen wir sicher, dass Kampfmittel keine Gefahr far die Erl<undungsar­
beiten darstellen. Die Kampfmittelerkundung erfolgt in den Oberwiegen­
den Fällen mittels Handgeräte von der Ober1läche aus. ln Einzelfallen 
können weitere Maßnahmen wie Schneckenbohrungen (siehe oben) 
erforderlich werden. Im Falle eines Kampfmittelfundes werden wir die 

erforderlichen Bergungsarbeiten im Anschluss an eine Fachfirma ver­
geben. Hierzu kann gegebenenfalls der Einsatz von Fahrzeugen erfor­
derlich sein. Diese Arbeiten werden wir einige Tage vor den eigentli­
chen ErKundungsmaßnahmen durchfahren. ln der Regel werden wir 

die Arbeiten - abhängig von den Witterungsbedingungen - Innerhalb 
weniger Tage abschließen. 

2.1.10. Geophysikalische Untersuchungen: GeophysikaUsehe Unter­

suchungen dienen der Erl<undung des Untergrundes mittels messtech­
nisch-physlkalischer Methoden von der Ober1läche aus. Dazu werden 
Elektroden beziehungsweise Geophone (fanf bis acht MUllmeier starke 
und etwa 30 Zentimeter lange Stahlstlfte) linear, in regelmäßigen Ab­
ständen in etwa 0,2 Meter Tiefe in den Boden gesteckt und mit Kabeln 
sowie einem Messgerät verbunden. Anschließend folgen mehrere 
Messkampagnen durch die Fachfirma mittels zwei verschiedener Ver­
fahren. Bei der Geoelektrik wird die zwei- bis dreidimensionale Vertei­

lung des spezlflschen elektrischen Widerstandes gemessen, indem 
eine Stromstärke von 0,2 Ampere genutzt wird. FOr die 8eismikmes­
sungen wird drei bis fanf Mal mit einem zehn Kilogramm schweren 
Hammer auf eine am Boden liegende Stahlplatte gehauen, um ein seis­

misches Signal zu erzeugen (wie ein Echo). Durch die geophysikali­

schen Untersuchungen können Bodenschichtenf -grenzen, Hohlräume, 
Grundwasserleiter oder Auflockerungen ohne Erdarbeiten in mehreren 
Metern Tiefen detektiert werden. Die Profile werden zu Fuß begangen 
und dauern meistens wenige Tage. Die Materialanlieferung erfolgt Ober 
Straßen, Feldwege beziehungsweise freigegebene Zufahrten mög­
lichst nah an die Messlinie heran. 

Die angekOndigten Vorarbeiten dienen zur Erhebung essenzieller Daten, 
die far die weitere Planung des Vorhabens erforderlich sind. ln diesem 

Zusammenhang sind die geotechnischen und archäologischen Unter­
suchungen an den ausgewählten Stellen nicht als konkrete Bauvorbe­
reitung/-ausfOhrung zu verstehen, sondern dienen der Aufklärung der 
generellen Gegebenheiten (Topographie, Gewässer, Boden, Grund­
wasser etc.), die far die Vorbereitung und Detaillierung der Planung 
notwendig ist. 

Die Vorarbeiten erstrecken sich Ober einen Gesamtzeitraum von 

ANFANG FEBRUAR 2025 BIS 

ANFANG MAl 2025 

Alle Arbeiten werden unter Berllcksichtigung der aktuell gOitigen Bo­

denschutzbestlmmungen vorgenommen. Gleichzeitig werden diese 
von einem Bodenkundlee begleitet. 

FOr die DurchfOhrung der vorgenannten Untersuchungen kann es 
punktuell erforderlich sein, ROckschnitte von Bewuchs vorzunehmen. 
RUckschnittarbeiten werden von uns stets nur in dem unbedingt erfor­

derlichen Umfang durchgefahrt. Zum Erreichen der Untersuchungs­
punkte (ln der Regel durch ErKundungstrupps und Raupenfahrzeuge) 
werden Zuwegungen zu diesen notwendig. Es werden hierzu Oberwie­
gend öffentliche Straßen befahren und nur auf möglichst kurzen Stre­
cken land- und forstwirtschaftliche oder gegebenenfalls auch private 

Wege genutzt, die möglicherweise temporär ertOchtigt werden mossen. 
Die Anfahrt erfolgt entsprechend der Bodenbeschaffenheit. 

Die ausfahrenden Firmen wurden von uns angewiesen, das Recht zum 
Betreten von Grundstocken äußerst schonend auszuöben. Im Zuge der 



Arbeiten werden im Regelfall keine Schäden verursacht. Sollte es trotz 
aller Vorsicht zu Flurschäden kommen, werden diese entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben in § 44 Absatz 3 EnWG entschädigt. Recht­
zeitig vor DurchfUhruns der Maßnahmen werden Eigentumer*innen 
und gegebenenfalls Nutzungsberechtigte Ober den genauen Termin 
der Baugrunduntersuchung auf den betroffenen FlurstOcken noch ein­
mal individuell informiert. 
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DIE FOLGENDEN FLURSTÜCKE SIND VON DEN UN­

TER 2. GENANNTEN MASSNAHMEN BETROFFEN 
\1\/ir weisen darauf hin, dass nicht alle Flurstocke in den unten genann­
ten Fluren zwangsläufig fOr die Vorarbeiten in Anspruch genommen 
werden. Der genaue Bedarf ergibt sich vor Ort. 8ne Liste der in An­
spruch zu nehmenden Flurstucke finden Sie nachfolgend und auf un­
serer Projektwebsite: 

rhein-main-link.amprion.netlMediathek/ 
Bekanntmachungen/Baugrunduntersuchungen-
2025-(Februar-Mal)/ 

USTE DER FLURSTÜCKE IM BEREICH DER STADT 

MARSBERG 

GEM ARKUNG C ANSTEIN 
FlurS 
156 



Aufgebot von Sparurkunden 

Die Sparurkunden Nr. 3706638602 , 3741938439 und 3742077088 ausgestellt von der 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse 

Paderborn-Detmold sind abhandengekommen. 

Der Inhaber der Sparurkunden wird aufgefordert, seine Rechte binnen drei Monaten 

unter Vorlage der Sparurkunden anzumelden. 

Werden die Sparurkunden nicht vorgelegt, werden sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 08.01.2025 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 
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Aufgebot einer Sparurkunde 

Die Sparurkunde Nr. 3001137797 ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold­

Höxter als Rechtsnachfolger der ehemaligen Stadtsparkasse Biomberg/Lippe ist 

abhandengekommen. 

Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine Rechte binnen drei Monaten 

unter Vorlage der Sparurkunde anzumelden. 

Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, 08.Januar2025 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 

Der Vorstand 
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Kraftloserklärung einer Sparurkunde 

Da die Sparurkunde Nr. 3741785160, ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
als Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Paderborn-Detmold, 
aufgrund unseres Aufgebots vom 29.08.2024 
nicht vorgelegt wurde, wird sie für kraftlos erklärt. 

Paderborn, den 20.12.2024 

Sparkasse Paderborn-Detmold-Höxter 
Der Vorstand 
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Bekanntmachung 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum Deutschen Bundestag 

am 23. Februar 2025 

1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Wahlbezirke der Stadt Marsberg wird in 
der Zeit vom 03.-07. Februar (20. bis 16. Tage vor der Wahl) während der allgemeinen 
Öffnungszeiten 

im Rathaus, Zimmer 8 (EG}, Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jede(r) Wahlberechtigte kann die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner/ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetra­
genen Daten überprüfen. Sofern ein(e) Wahlberechtigte(r) die Richtigkeit oder Vollständig­
keit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, 
hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich die Unrichtigkeit oder Unvoll­
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrver­
merk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist. 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist . 
durch ein Datensichtgerät möglich. 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der o. g. 
Einsichtsfrist, spätestens am 07. Februar bis 12.30 Uhr, bei dem Bürgermeister, Rathaus, 
Zimmer 8, (EG), Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg, Einspruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 
zum 02. Februar 2025 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss 
Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Gefahr laufen will, 
dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht ausüben kann. 

Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 
bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahl­
benachrichtigung. 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 

146 Hochsauerlandkreis 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Kreises 
oder durch Briefwahl teilnehmen. 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
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5.1 ein(e) in das Wählerverzeichnis eingetragene(r) Wahlberechtigte(r), 

5.2 ein(e) nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene(r) Wahlberechtigte(r) 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne sein/ihr Verschulden die An­
tragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 18 Absatz 1 der 
Bundeswahlordnung, bis zum 02.Februar 2025 oder die Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlord­
nung bis zum 07. Februar 2025 versäumt hat, 

b) wenn sein/ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der An­
tragsfrist nach § 18 Absatz 1 der Bundeswahlordnung oder der Ein­
spruchsfrist nach § 22 Absatz 1 der Bundeswahlordnung entstanden ist, 

c) wenn sein/ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und 
die Feststellung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtig­
ten bis zum 21. Februar 2025, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde (Wahlamt) 
mündlich schriftlich oder elektronisch beantragt werden. 

Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes 
nicht oder nur unter nicht zurnutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der An­
trag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 

Versichert ein(e) Wahlberechtigte(r) glaubhaft, dass ihm/ihr der beantragte Wahl­
schein nicht zugegangen ist, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, 
ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können unter den in 
Ziffer 5.2. Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 

Wer den Antrag für eine(n) andere(n) stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachweisen, dass sie/er dazu berechtigt ist. Ein(e) behinderte(r) Wahl­
berechtigte(r) kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person be­
dienen. 

6. Mit dem Wahlschein erhält der/die Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag, 
einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, ver­
sehenen roten Wahlbriefumschlag und 
ein Merkblatt für die Briefwahl. 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine(n) andere(n) ist nur 
möglich, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person 
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nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen. 

Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen einer Behinderung an 
der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer 
anderen Person bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet ha­
ben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlbe­
rechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt. Unzu­
lässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die 
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfs­
person ist zu Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleis­
tung von der Wahl einer anderen Person erlangt hat. 

Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief mit dem Stimmzettel 
und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass 
der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Ver­
sendungsform ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. 
Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

Marsberg, den 10. Januar 2025 
Der Bürgermeister 

� röd�r 
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S t a d t  M a r s b e r g  
- Der Bürgermeister -

Bauamt 
Az .: 61-20-01169 

Marsberg, den 13.01.2025 

B e k a n n tm ac h u n g 

69. Änderung des Flä chennutzungsplanes der Stadt Marsberg 
im Stadtteil Westheim 

Erteilung der Genehmigung und Schlussbekanntmachung 
gern.§ 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) 

Der Rat der Stadt Marsberg hat in seiner Sitzung am 10.10.2024 folgenden 
Feststellungsbeschluss gefasst: 

Der Feststellungsbeschluss zur vorliegenden 69. Änderung des Flächennutzungs­
planes der Stadt Marsberg nebst Begründung und Umweltbericht wird gefasst. 

Hiermit wird in analoger Anwendung des § 2 (3) Bekanntmachungsanordnung NRW 
(BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fassung bestätigt, dass der Wortlaut des 
vorstehenden Beschlusses mit dem Ratsbeschluss vom 10.10.2024 übereinstimmt 
und dass gemäß § 2 (1) und (2) BekanntmVO verfahren worden ist. 

Die Bezirksregierung Arnsberg hat die 69. Änderung des Flächennutzungsplanes 
gemäß§ 6 BauGB mit Verfügung vom 17.12.2024, Az.: 35.02.23.01-002, genehmigt. 

Jedermann kann die 69. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes, die 
Begründung mit Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung nach § 6a (1) 
BauGB während der Dienststunden im Rathaus Marsberg, Lillers-Straße 8, Bauamt, 
Zimmer 33, einsehen. Über deren Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 

Ergänzend wird die 69. Änderung des Flächennutzungsplanes mit ihren Bestandteilen 
und Anlagen gemäß § 6a (2) BauGB über das Internetportal der 
Stadtplanungsabteilung der Stadt Marsberg 

http s:l/www .marsberg.de 

über die Rubriken "Bürger" I "Bauen und Wohnen" I "Bauleitplanung" I 

"Flächennutzungsplan" veröffentlicht. 
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Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 
(BGBI. I S. 2414), in der zurzeit gültigen Fassung und der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in der zurzeit 
gültigen Fassung: 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die 
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe 
in eine bisher zulässige Nutzung infolge der Änderung dieses Bebauungsplanes 
wird hingewiesen. Die Leistung solcher Entschädigungen ist schriftlich bei der 
Stadt Marsberg, Lillers-Straße 8, 34431 Marsberg�·�zu ·,·beantragen. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von 3 Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die planungsbedingten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, geltend gemacht wird. 

Auf die Vorschrift des§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Danach ist eine 
Verletzung der in § 214 Abs. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Abwägungsmängel unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Marsberg geltend gemacht worden ist. 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen von Satzungen und 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschrie­
benes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt; 

b) die Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß bekanntgemacht 
worden; 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet; 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Marsberg vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die 69. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt sieht eine übergeordnete 
Nutzungsänderung von "Fläche für die Landwirtschaft" in "Fläche für den 
Gemeinbedarf" mit der Zweckbestimmung "Feuerwehr" vor. 

Von den Planungen ist das Grundstück Gemarkung Westheim, Flur 7, Flurstück 773 
betroffen. 

Die Lage und Abgrenzung ergibt sich aus dem beigefügten Übersichtsplan im Maßstab 
1:5.000. 
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Mit dieser Bekanntmachung wird die 69. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Marsberg gemäß § 6 (5) BauGB rechtswirksam. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die ortsübliche Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung der 69. Änderung 
des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Marsberg durch die Bezirks­
regierung wird hiermit angeordnet. 

Marsberg, den 13.01.2025 

nkranz 
Allgemeiner Vertreter) 
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BEKANNTMACHUNG 

über die Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2023 

und des Lageberichtes 2023 der Stadtwerke Marsberg 

Der Rat der Stadt Marsberg hat am 28.11.2024 den Jahresabschluss zum 31.12.2023 und den 

Lagebericht 2023 der Stadtwerke Marsberg mit einer Bilanzsumme von 55.362.363,30 € und 

einem Jahresfehlbetrag von 79.968,10 € festgestellt und folgendes beschlossen: 

Der Jahresfehlbetrag des Betriebszweiges Wasserversorgung von 93.043,47 € ist auf neue 

Rechnung vorzutragen. Vom Jahresüberschuss des Betriebszweiges Abwasserentsorgung von 

13.075,37 € ist die Eigenkapitalverzinsung i. H. v. 10.330,43 € an die Stadt abzuführen. Die 

verbleibenden 2.744,94 € werden auf neue Rechnung vorgetragen. 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2023 und der Lagebericht 2023 stehen nach dieser 

Bekanntmachung bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme bei 

den Stadtwerken Marsberg, 34431 Marsberg, ln der Hameke 1b, zur Verfügung. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses zum 

31.12.2023 und des Lageberichtes 2023 der Stadtwerke Marsberg werden hiermit öffentlich 

bekanntgemacht. 

Marsberg, den 10.01.25 

Der Bürgermeister 
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